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Städte- und Gemeindebund stellt Fragen zur Landtagswahl:

Bedingungen für kommunale Selbstverwaltung ausloten

Parteien sollen zu den Sorgen der Kommunen Stellung nehmen

Magdeburg.- Mit einem umfangreichen Fragebogen hat sich der Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt an die Parteien zur Landtagswahl am 21.04.2002 gewandt. Der kommunale Spitzenverband möchte wissen, wie die Politik für die Kommunen in Sachsen-Anhalt in den nächsten Jahren aus Sicht der für den Landtag kandidierenden Parteien aussehen wird. Dabei geht es neben grundsätzlichen Fragen - etwa die Anhörung und der Beteiligung der Kommunen am Gesetzgebungsverfahren - insbesondere um Sachfragen zur kommunalen Selbstverwaltung. 

Einen breiten Raum nehmen - in dem neun Komplexe umfassenden Fragebogen - die Kommunalfinanzen ein, die nach Auffassung des Städte- und Gemeindebundes zur Nagelprobe für die kommunale Selbstverwaltung in Sachsen-Anhalt geworden sind. So wollen Kommunen wissen, wie sich die Parteien zur Einrichtung einer Finanzstrukturkommission positionieren, deren Aufgabe darin bestehen soll, für eine angemessene Finanzausstattung der Kommunen Sorge zu tragen. Gleichzeitig möchten die Kommunalpolitiker erfahren, ob das Finanzausgleichsgesetz künftig eine verlässliche Planungsgröße sein wird und wie ein wirkungsvolles Fördermittelmanagement aufgebaut werden kann, um zu zeigen, dass eine straffere Umsetzung der Fördermittelprogramme möglich wird. Außerdem fragen die Kommunen nach Einsparpotentialen bei den Landesausgaben.

Auch Fragen der Sicherung der öffentlichen Infrastruktur sind im Papier des Städte- und Gemeindebundes enthalten. So möchten die Vertreter der Städte und Gemeinden in Sachsen-Anhalt wissen, wie sich die Parteien zu einer kommunalverantworteten Wasserversorgung positionieren und welche Schritte zur Ertüchtigung einer leistungsfähigen Abwasserstruktur in Sachsen-Anhalt unternommen werden sollen. 

Schließlich interessiert die Frage, wie der Stadtumbauprozess begleitet werden soll bei den Gemeinden, die ihrerseits nicht mehr in der Lage sind, die geforderten Eigenmittel für die ergänzende Finanzierung im Bereich des Stadtumbaus Ost aufzubringen. 

Bis Mitte März erhoffen sich Präsidium und Geschäftsführung des Städte- und Gemeindebundes Antworten der Parteien, die für den Landtag kandidieren, um sich ein Bild über die Perspektiven der einzelnen Parteien noch vor der Landtagswahl machen zu können. 

P.s.: Den Fragenkatalog haben wir Ihnen als Anlage zur Kenntnisnahme beigefügt.
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